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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 19 Abs. 6 und 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (Bundesgesetz- 
blatt 1957 II S. 317) die von der Allgemeinen Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorganisation auf ihrer 54. Tagung im 
Juni 1970 angenommenen 

1. Übereinkommen Nr. 131 über die Fest- 
setzung von Mindestlöhnen, besonders 
unter Berücksichtigung der Entwicklungs- 
länder, 

2. Übereinkommen Nr. 132 über den bezahl- 
ten Jahresurlaub (Neufassung von 1970), 

3. Empfehlung Nr. 135 betr. die Festsetzung 
von Mindestlöhnen, besonders unter Be- 
rücksichtigung der Entwicklungsländer, 

4. Empfehlung Nr. 136 betr. Sonderprogramm 
für die Beschäftigung Jugendlicher zu Ent- 
wicklungszwecken 

nebst je einer Stellungnahme der Bundesregierung mit der Bitte 
um Kenntnisnahme. 

Der deutsche Wortlaut der Übereinkommen und Empfehlungen 
ist von den deutschsprachigen Mitgliedstaaten der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation gemeinsam festgelegt worden. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich die Überein- 
kommen und Empfehlungen mit den Stellungnahmen der Bun- 
desregierung ebenfalls zugeleitet. 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter 
Berücksichtigung der Entwicklungsländer 


Übereinkommen 131 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
3. Juni 1970 zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen des Über- 
einkommens über Verfahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen, 1928, und des Übereinkommens über 
die Gleichheit des Entgelts, 1951, die von vielen 
Staaten ratifiert worden sind, sowie des Über- 
einkommens über die Verfahren zur Festsetzung 
von Mindestlöhnen (Landwirtschaft), 1951; 

stellt fest, daß diese Übereinkommen eine wert- 
volle Rolle im Hinblick auf den Schutz benachteilig- 
ter Gruppen von Lohnempfängern gespielt haben; 

ist der Ansicht, daß es an der Zeit ist, eine 
weitere ürkunde anzunehmen, die diese Über- 
einkommen ergänzt und den Lohnempfängern 
Schutz gegen unangemessen niedrige Löhne ge- 
währt und die, obgleich allgemein anwendbar, die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders be- 
rücksichtigt; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzu- 
nehmen betreffend Verfahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen und damit zusammenhängende Pro- 
bleme, unter besonderer Berücksichtigung der Ent- 
wicklungsländer, eine Frage, die den fünften Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1970, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Festsetzung von Mindestlöhnen, 1970, 
bezeichnet wird, 

Artikel 1 

1. Jedes Mitglied der Internationalen Arbeits- 
organisation, das dieses Übereinkommen ratifiziert, 
verpflichtet sich, ein Mindestlohnsystem einzu- 
führen, das alle Gruppen von Lohnempfängern er- 
faßt, deren Beschäftigungsbedingungen eine solche 
Erfassung als angebracht erscheinen lassen. 

2. Die zuständige Stelle in jedem Land hat im 
Einvernehmen oder nach umfassender Beratung mit 
den maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbänden, soweit solche bestehen, 
die zu erfassenden Gruppen von Lohnempfängern 
zu bestimmen. 


3. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat in seinem ersten Bericht, den es nach 
Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Durchführung des 
Übereinkommens vorzulegen hat, die Gruppen von 
Lohnempfängern anzugeben, die auf Grund dieses 
Artikels nicht erfaßt worden sind; dabei hat es die 
Gründe für ihre Nichterfassung anzuführen und in 
seinen späteren Berichten den Stand seiner Gesetz- 
gebung und Praxis hinsichtlich der nicht erfaßten 
Gruppen anzugeben und mitzuteilen, in welchem 
Umfang dem Übereinkommen in bezug auf diese 
Gruppen entsprochen wurde oder entsprochen wer- 
den soll. 

Artikel 2 

1. Mindestlöhne haben Gesetzeskraft und dürfen 
nicht unterschritten werden; ihre Nichteinhaltung 
hat angemessene strafrechtliche oder sonstige 
Zwangsmaßnahmen gegen die beteiligte Person 
oder die beteiligten Personen zur Folge. 

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Ab- 
satz 1 dieses Artikels ist die Freiheit der Kollektiv- 
verhandlungen in vollem Maße zu wahren. 

Artikel 3 

Bei der Bestimmung der Höhe der Mindestlöhne 
sind, soweit dies im Hinblick auf die innerstaat- 
lichen Gepflogenheiten und Verhältnisse möglich 
und angebracht ist, unter anderem zu beachten: 

a) die Bedürfnisse der Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Höhe der Löhne in dem betreffen- 
den Land, der Lebenshaltungskosten, der Lei- 
stungen der Sozialen Sicherheit und des ver- 
gleichbaren Standes der Lebenshaltung anderer 
sozialer Gruppen; 

b) wirtschatfliche Gegebenheiten, einschließlich der 
Erfordernisse der wirtschaftlichen Entwicklung, 
der Produktivität und des Interesses daran, einen 
hohen Beschäftigungsstand zu erreichen und auf- 
rechtzuerhalten. 

Artikel 4 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat den innerstaatlichen Verhältnissen 
und Erfordernissen angepaßte Verfahren einzu- 
führen und beizubehalten, die es ermöglichen, für 
die gemäß Artikel 1 erfaßten Gruppen von Lohn- 
empfängern Mindestlöhne festzusetzen und von Zeit 
zu Zeit anzupassen. 
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2. Im Zusammenhang mit der Einführung, An- 
wendung und Abänderung solcher Verfahren sind 
umfassende Beratungen mit den maßgebenden be- 
teiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 
oder, falls keine solchen Verbände bestehen, mit 
Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer vorzusehen. 

3. Sofern es auf Grund der Art der Verfahren zur 
Festsetzung von Mindestlöhnen zweckmäßig ist, ist 
bei ihrer Anwendung auch die unmittelbare Beteili- 
gung folgender Personen vorzusehen; 

a) Vertreter der beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände oder, falls keine solchen 
Verbände bestehen, Vertreter der beteiligten 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf der Grund- 
lage der Gleichberechtigung; 

b) Personen, deren Befähigung zur Vertretung der 
allgemeinen Interessen des Landes anerkannt 
ist und die nach umfassender Beratung mit den 
maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbänden bestellt worden sind, 
soweit solche Verbände bestehen und eine 
solche Beratung der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung oder Praxis entspricht. 

Artikel 5 

Um die wirksame Durchführung aller Bestim- 
mungen über die Mindestlöhne zu gewährleisten, 
sind geeignete Maßnahmen zu treffen, zum Beispiel 
durch die Errichtung eines angemessenen, durch 
andere erforderliche Maßnahmen verstärkten Auf- 
sichtssystems. 

Artikel 6 

Dieses Übereinkommen gilt nicht als Neufassung 
irgendeines bestehenden Übereinkommens. 

Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 9 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 


gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung 
ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Ein- 
tragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die 
ihm von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 11 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der All- 
gemeinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 9, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 


3 



Drucksache VI/2639 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neu- 
gefaßten Übereinkommens an kann das vor- 
liegende Übereinkommen von den Mitgliedern 
nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neuge- 
faßte Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 14 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Übereinkommen 131 


Das Übereinkommen, das zwei alte Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation über Ver- 
fahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen im allge- 
meinen und in der Landwirtschaft im besonderen 
ergänzt, von denen das eine noch vom Deutschen 
Reiche ratifiziert wurde, ist, wie in seiner Über- 
schrift und auch in Absatz 4 seiner Präambel hervor- 
gehoben wird, in erster Linie auf die Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer zugeschnitten. Hiervon ab- 
gesehen statuieren die beiden alten Übereinkom- 
men auch nur die Verpflichtung, Verfahren zur Fest- 
setzung von Mindestlöhnen für Arbeitnehmer be- 
stimmter Berufszweige einzuführen; durch das neue 
Übereinkommen werden dagegen Mindestlohn- 
systeme vorgeschrieben, die alle Arbeitnehmer um- 
fassen müssen, bei denen die Beschäftigungsbedin- 
gungen dies angebracht erscheinen lassen. Eine wei- 
tere Besonderheit des Übereinkommens besteht 
darin, daß in ihm auch Verfahren gefordert werden, 
die nicht nur die Festsetzung, sondern darüber hin- 
aus von Zeit zu Zeit auch eine Anpassung der Min- 
destlöhne möglich machen (Artikel 4). 

Das Übereinkommen stellt weitgehend auf Ver- 
hältnisse ab, die sich von denen in Deutschland 
unterscheiden, wo der von ihm geregelte soziale 
Lebensbereich der freien Vereinbarung der Sozial- 


partner unterliegt. So sollen die zu erfassenden 
Arbeitnehmergruppen durch eine „zuständige", 
regelmäßig also staatliche Stelle bestimmt werden 
(Artikel 1 Absatz 2), die Mindestlöhne sollen Ge- 
setzeskraft haben und ihre Nichteinhaltung unter 
Strafsanktion stehen (Artikel 2 Absatz 1), bei der 
„Bestimmung" der Höhe der Mindestlöhne gewisse 
Bedürfnisse und Gegebenheiten beachtet (Artikel 3), 
schließlich auch ihre Einhaltung staatlidierseits über- 
wacht werden (Artikel 5). Immerhin sind auch in 
Deutschland mit dem Gesetz über die Festsetzung 
der Mindestarbeitsbedingungen von 1952, dem Heim- 
arbeitsgesetz von 1951 und dem Tarifvertragsgesetz 
(soweit darin die Allgemeinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen geregelt ist) Vorschriften erlas- 
sen worden, die, ebenso wie es bei den beiden 
alten Übereinkommen der Fall ist, auch dem neuen 
Übereinkommen entsprechen und seine innerstaat- 
liche Anwendung sichern. Die Bundesregierung hält 
aus diesen Gründen und auch wegen der sozialen 
Wirklichkeit in Deutschland, wie sie sich durch die 
wirtschaftliche Entwicklung in den letzten beiden 
Jahrzehnten ergeben hat sowie der sich während 
dieser Zeit herausgebildeten Tarifpraxis der Sozial- 
partner die Ratifizierung dieses Übereinkommens 
nicht für besonders vordringlich. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über den bezahlten Jahresurlaub (Neufassung vom Jahre 1970) 


Übereinkommen 132 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
3. Juni 1970 zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu- 
sammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend den bezahlten Urlaub, eine Frage, 
die den vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 24. Juni 1970, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über den bezahlten Urlaub (Neufassung), 1970, 
bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens sind 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung durchzufüh- 
ren, soweit ihre Durchführung nicht durch Gesamt- 
arbeitsverträge, Schiedssprüche, gerichtliche Ent- 
scheidungen, amtliche Verfahren zur Lohnfestset- 
zung oder auf irgendeine andere, den innerstaat- 
lichen Gepflogenheiten entsprechende Art und 
Weise erfolgt, die unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Verhältnisse jedes Landes geeignet er- 
scheint. 

Artikel 2 

1. Dieses Übereinkommen gilt für alle Arbeit- 
nehmer mit Ausnahme der Seeleute. 

2. Soweit notwendig, können von der zuständi- 
gen Stelle oder durch geeignete Verfahren in jedem 
Land nach Anhörung der beteiligten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, 
Maßnahmen getroffen werden, um begrenzte Arbeit- 
nehmergruppen von der Anwendung dieses Über- 
einkommens auszuschließen, wenn im Hinblick auf 
die Art ihrer Beschäftigung im Zusammenhang mit 
der Durchführung oder mit verfassungsrechtlichen 
oder gesetzgeberischen Fragen besondere Probleme 
von erheblicher Bedeutung entstehen. 

3. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat in seinem ersten Bericht, den es ge- 
mäß Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Durchführung des 
Übereinkommens vorzulegen hat, die Gruppen an- 
zugeben, die gegebenenfalls auf Grund von Absatz 2 


dieses Artikels von der Anwendung ausgeschlossen 
worden sind, unter Angabe der Gründe für deren 
Ausschluß, und in den folgenden Berichten den 
Stand seiner Gesetzgebung und Praxis in bezug auf 
die ausgeschlossenen Gruppen anzugeben und mit- 
zuteilen, in welchem Umfang dem Übereinkommen 
in bezug auf diese Gruppen entsprochen wurde oder 
entsprochen werden soll. 

Artikel 3 

1. Jede Person, für die dieses Übereinkommen 
gilt, hat Anspruch auf einen bezahlten Jahresurlaub 
von einer bestimmten Mindestdauer. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat in einer seiner Ratifikationsurkunde 
beigefügten Erklärung die Dauer des Urlaubs anzu- 
geben. 

3. Der Urlaub darf auf keinen Fall weniger als 
drei Arbeitswochen für ein Dienstjahr betragen. 

4. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann in der Folge den Generaldirek- 
tor des Internationalen Arbeitsamtes durch eine wei- 
tere Erklärung davon in Kenntnis setzen, daß es 
einen längeren Urlaub festlegt, als es im Zeitpunkt 
der Ratifikation angegeben hat. 

Artikel 4 

1. Eine Person, deren Dienstzeit während eines 
bestimmten Jahres kürzer war als die im voran- 
gehenden Artikel für den vollen Anspruch vorge- 
schriebene Dienstzeit, hat für dieses Jahr Anspruch 
auf bezahlten Urlaub im Verhältnis zur Dauer ihrer 
Dienstzeit während dieses Jahres. 

2. Der Ausdruck „Jahr"' in Absatz 1 dieses Arti- 
kels bedeutet Kalenderjahr oder jeden anderen 
gleich langen Zeitabschnitt, der von der zuständigen 
Stelle oder durch geeignete Verfahren in dem be- 
treffenden Land bestimmt wird. 

Artikel 5 

1, Für den Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub 
kann eine Mindestdienstzeit verlangt werden. 

2, Die Dauer jeder solchen Mindestdienstzeit ist 
in dem betreffenden Land von der zuständigen Stelle 
oder durch geeignete Verfahren zu bestimmen, darf 
aber sechs Monate nicht überschreiten. 

3, Die Art und Weise, wie die Dienstzeit für die 
Bemessung des Urlaubsanspruchs zu berechnen ist. 
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ist von der zuständigen Stelle oder durch geeignete 
Verfahren in jedem Land zu bestimmen. 

4. Unter Bedingungen, die von der zuständigen 
Stelle oder durch geeignete Verfahren in jedem 
Land zu bestimmen sind, sind Arbeitsversäumnisse 
aus Gründen, die unabhängig vom Willen des be- 
teiligten Arbeitnehmers bestehen, wie z. B. Krank- 
heit, Unfall oder Mutterschaft, als Dienstzeit anzu- 
rechnen. 

Artikel 6 

1. öffentliche und übliche Feiertage, gleichviel 
ob sie in die Zeit des Jahresurlaubs fallen oder 
nicht, sind in den in Artikel 3 Absatz 3 vorgeschrie- 
benen bezahlten Mindestjahresurlaub nicht einzu- 
rechnen. 

2. Unter Bedingungen, die von der zuständigen 
Stelle oder durch geeignete Verfahren in jedem 
Land zu bestimmen sind, dürfen Zeiten der Arbeits- 
unfähigkeit infolge von Krankheit oder Unfall in 
den in Artikel 3 Absatz 3 vorgeschriebenen Mindest- 
jahresurlaub nicht eingerechnet werden. 

Artikel 7 

1. Jede Person, die den in diesem Übereinkom- 
men vorgesehenen Urlaub nimmt, hat für die ganze 
Urlaubsdauer mindestens ihr normales oder durch- 
schnittliches Entgelt zu erhalten (einschließlich des 
Gegenwertes in bar für jeden Teil dieses Entgelts, 
der aus Sachleistungen besteht, sofern es sich nicht 
um Dauerleistungen handelt, die ohne Rücksicht dar- 
auf weitergewährt werden, ob sich die betreffende 
Person auf Urlaub befindet oder nicht); dieses Ent- 
gelt ist in jedem Land auf eine von der zuständigen 
Stelle oder durch geeignete Verfahren zu bestim- 
mende Weise zu berechnen. 

2. Die nach Absatz 1 dieses Artikels zustehenden 
Beträge sind dem betreffenden Arbeitnehmer vor 
Urlaubsantritt auszuzahlen, sofern in einer für ihn 
und seinen Arbeitgeber geltenden Vereinbarung 
nichts anderes vorgesehen ist. 

Artikel 8 

1. Die Teilung des bezahlten Jahresurlaubs kann 
von der zuständigen Stelle oder durch geeignete 
Verfahren in jedem Land zugelassen werden. 

2. Sofern in einer für den Arbeitgeber und den 
beteiligten Arbeitnehmer geltenden Vereinbarung 
nichts anderes vorgesehen ist und der beteiligte 
Arbeitnehmer auf Grund seiner Dienstzeit Anspruch 
auf eine solche Zeitspanne hat, hat einer der Teile 
mindestens zwei ununterbrochene Arbeitswochen zu 
umfassen. 

Artikel 9 

1. Der in Artikel 8 Absatz 2 dieses Übereinkom- 
mens erwähnte ununterbrochene Teil des bezahlten 
Jahresurlaubs ist spätestens ein Jahr und der übrige 


Teil des bezahlten Jahresurlaubs spätestens acht- 
zehn Monate nach Ablauf des Jahres, für das der 
Urlaubsanspruch erworben wurde, zu gewähren und 
zu nehmen. 

2. Jeder Teil des Jahresurlaubs, der eine vorge- 
schriebene Mindestdauer übersteigt, kann mit der 
Zustimmung des beteiligten Arbeitnehmers über die 
in Absatz 1 dieses Artikels angegebene Frist hinaus 
und bis zu einem festgesetzten späteren Termin auf- 
geschoben werden. 

3. Die Mindestdauer und der Termin, die in Ab- 
satz 2 dieses Artikels erwähnt werden, sind von der 
zuständigen Stelle nach Anhörung der beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände oder durch 
Kollektivverhandlungen oder auf irgendeine andere, 
den innerstaatlichen Gepflogenheiten entsprechende 
Art und Weise zu bestimmen, die unter Berücksich- 
tigung der besonderen Verhältnisse jedes Landes 
geeignet erscheint. 

Artikel 10 

1. Wird die Zeit, zu der der Urlaub zu nehmen 
ist, nicht durch Vorschriften, durch Gesamtarbeits- 
vertrag, Schiedsspruch oder auf eine andere, den 
innerstaatlichen Gepflogenheiten entsprechende Art 
und Weise bestimmt, so ist sie vom Arbeitgeber 
nach Anhörung des beteiligten Arbeitnehmers oder 
seiner Vertreter festzusetzen. 

2. Bei der Festsetzung der Zeit, zu der der Urlaub 
zu nehmen ist, sind die Erfordernisse der Arbeit und 
die Gelegenheiten, die dem Arbeitnehmer zum Aus- 
ruhen und zur Erholung zur Verfügung stehen, zu 
berücksichtigen. 

Artikel 11 

Ein Arbeitnehmer, der eine Mindestdienstzeit zu- 
rückgelegt hat, wie sie nach Artikel 5 Absatz 1 die- 
ses Übereinkommens verlangt werden kann, hat bei 
der Beendigung seines Arbeitsverhältnisses An- 
spruch auf einen bezahlten Urlaub im Verhältnis zu 
der Dienstzeit, für die er keinen solchen Urlaub er- 
halten hat, oder auf eine Urlaubsabgeltung oder ein 
gleichwertiges Urlaubsguthaben. 

Artikel 12 

Jede Vereinbarung über die Abdingung des An- 
spruchs auf den in Artikel 3 Absatz 3 dieses Über- 
einkommens vorgeschriebenen bezahlten Mindest- 
jahresurlaub oder über den Verzicht auf diesen Ur- 
laub gegen Entschädigung oder auf irgendeine 
andere Art hat je nach den Verhältnissen des be- 
treffenden Landes als nichtig zu gelten oder ist zu 
verbieten. 

Artikel 13 

Von der zuständigen Stelle oder durch geeignete 
Verfahren in jedem Land können besondere Rege- 
lungen für Fälle festgelegt werden, in denen der 
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Arbeitnehmer während des Urlaubs eine Erwerbs- 
tätigkeit ausübt, die mit dem Urlaubszweck unver- 
einbar ist. 

Artikel 14 

Es sind mit der Art der Durchführung dieses Über- 
einkommens im Einklang stehende wirksame Maß- 
nahmen zu treffen, um die ordnungsgemäße Anwen- 
dung und Durchsetzung der Vorschriften oder Be- 
stimmungen über den bezahlten Urlaub durch eine 
angemessene Aufsicht oder durch sonstige Mittel zu 
gewährleisten. 

Artikel 15 

1. Jedes Mitglied kann die Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen getrennt übernehmen für 

a) Arbeitnehmer in Wirtschaftszweigen außerhalb 
der Landwirtschaft; 

b) Arbeitnehmer in der Landwirtschaft. 

2. Jedes Mitglied hat in seiner Ratifikationsur- 
kunde anzugeben, ob es die Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen für die in Absatz 1 Buch- 
stabe a dieses Artikels angeführten Personen, für 
die in Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels ange- 
führten Personen oder für beide Personengruppen 
übernimmt. 

3. Jedes Mitglied, das bei der Ratifikation die 
Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen ent- 
weder nur für die in Absatz 1 Buchstabe a dieses 
Artikels angeführten Personen oder nur für die in 
Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels angeführten 
Personen übernommen hat, kann in der Folge dem 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
mitteilen, daß es die Verpflichtungen aus dem Über- 
einkommen für alle Personengruppen übernimmt, 
für die dieses Übereinkommen gilt. 


Artikel 16 

Dieses Übereinkommen ändert das Übereinkom- 
men über den bezahlten Urlaub, 1936, und das 
Übereinkommen über den bezahlten Urlaub (Land- 
wirtschaft), 1952, nach Maßgabe der folgenden Be- 
stimmungen; 

a) die Übernahme der Verpflichtungen aus diesem 
Übereinkommen für Arbeitnehmer in Wirt- 
schaftszweigen außerhalb der Landwirtschaft 
durch ein Mitglied, das das Übereinkommen über 
den bezahlten Urlaub, 1936, ratifiziert hat, 
schließt ohne weiteres die sofortige Kündigung 
jenes Übereinkommens in sich; 

b) die Übernahme der Verpflichtungen aus diesem 
Übereinkommen für Arbeitnehmer in der Land- 
wirtschaft durch ein Mitglied, das das Überein- 
kommen über den bezahlten Urlaub (Landwirt- 
schaft), 1952, ratifiziert hat, schließt ohne weite- 
res die sofortige Kündigung jenes Übereinkom- 
mens in sich; 


das Inkrafttreten dieses Übereinkommens schließt 
weitere Ratifikationen des Übereinkommens über 
den bezahlten Urlaub (Landwirtschaft), 1952, nicht 
aus. 

Artikel 17 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 18 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 19 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 20 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 21 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
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ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 22 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 23 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 


a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 19, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 
Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 24 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Übereinkommen 132 


Das Übereinkommen will dem durch die physische 
und psychische Belastung in der modernen Arbeits- 
welt gestiegenen Erholungsbedürfnis der Arbeit- 
nehmer durch eine zeitgemäße internationale Rege- 
lung über den bezahlten Mindesturlaub Rechnung 
tragen. Es soll die beiden Übereinkommen Nr. 52 
über den bezahlten Urlaub von 1936 und Nr, 101 
über den bezahlten Urlaub in der Landwirtschaft 
von 1951 ablösen oder ergänzen, von denen das 
erste, deutscherseits unratifiziert gebliebene Über- 
einkommen durch die seitherige Urlaubs rechtliche 
Entwicklung weitgehend überholt ist. 

Der Gegenstand des vorliegenden Übereinkommens, 
das nach seinem Artikel 2 Absatz 1 „für alle Arbeit- 
nehmer" (mit Ausnahme der Seeleute) gilt, ist in 
Deutschland, wo für den Urlaubsanspruch der Ar- 
beitnehmer auch deren Lebensalter maßgebend ist, 
vor allem im Bundesurlaubsgesetz von 1963 und im 
Jugendarbeitsschutzgesetz von 1960 geregelt. Nach 
deutschem Recht erhalten Jugendliche einen Min- 
desturlaub von 24 Werktagen, Erwachsenen steht 
dagegen der in Artikel 3 Absatz 3 des Überein- 
kommens statuierte Urlaubsanspruch von „drei Ar- 
beitswochen" nur zu, wenn sie das 35. Lebensjahr 
vollendet haben. Hat ein Erwachsener das 35. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet, so hat er lediglich 
einen gesetzlichen Urlaubsanspruch von 15 Werk- 
tagen". 

Es gibt indessen noch eine Reihe weiterer Unter- 
schiede zwischen dem deutschen Urlaubsrecht und 
dem Übereinkommen, so bezüglich der Teilung von 
Urlaub: Das Übereinkommen erlaubt in Artikel 8 
Absatz 2 eine Teilung des Urlaubs nur, wenn der 
Urlaubsteil wenigstens „zwei ununterbrochene Ar- 
beitswochen" (das sind 12 Werktage) umfaßt; im 
deutschen Recht gibt es keine entsprechende Vor- 
schrift. Auch hat der Arbeitnehmer nach Artikel 11 
des Übereinkommens, sofern er während einer Min- 
destzeit beschäftigt gewesen ist, bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses in jedem Fall einen der Dauer 
seiner Beschäftigung entsprechenden Urlaubs- 
anspruch. Nach deutschem Urlaubsrecht dagegen ist 


dieser Anspruch für den Fall ausdrücklich aus- 
geschlossen, daß das Arbeitsverhältnis auf Grund 
einer groben Treupflichtverletzung des Arbeit- 
nehmers beendet worden ist. In Deutschland ist 
außerdem die Nichtanrechnung von Arbeitsver- 
säumnissen auf den Urlaub, wie sie in Artikel 5 
Absatz 4 des Übereinkommens bei unabhängig vom 
Willen des Arbeitnehmers eintretenden Umständen, 
z. B. bei Krankheit, Unfall oder Mutterschaft, und 
in Artikel 6 Absatz 2 des Übereinkommens bei Ar- 
beitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall vor- 
geschrieben ist, lediglich für den vom Bundes- 
urlaubsgesetz betroffenen Personenkreis, nicht je- 
doch im Jugendarbeitsschutzgesetz, vorgesehen. 
Dies letztere Gesetz enthält auch keine dem Arti- 
kel 9 Absatz 1 des Übereinkommens entsprechende 
Vorschrift, wonach der erwähnte Teilurlaub nach 
Ablauf des Urlaubsjahres innerhalb einer bestimm- 
ten Zeit vom Arbeitgeber nicht nur zu gewähren ist, 
sondern auch seitens des Arbeitnehmers genommen 
werden muß. Ebenso ist die in Artikel 10 des 
Übereinkommens vorgeschriebene Beteiligung des 
Arbeitnehmers bei der Festlegung des Urlaubs und 
die Berücksichtigung der betrieblichen Belange 
einerseits und der für die Arbeitnehmer bestehen- 
den Urlaubsgelegenheiten andererseits nur im Bun- 
desurlaubsgesetz, nicht jedoch im Jugendarbeits- 
schutzgesetz vorgesehen. Schließlich gestattet die 
zwingende Natur des Übereinkommens, wie sie sich 
aus seinem Artikel 1 ergibt, wonach dessen einzelne 
„Bestimmungen" grundsätzlich „durch die inner- 
staatliche Gesetzgebung durchzuführen" sind, kei- 
nerlei Abweichung oder Ausnahmen, wie sie das 
deutsche Recht in § 62 des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes aus Gründen des Gemeinwohls auch für die 
Urlaubsbestimmungen dieses Gesetzes zuläßt. 

Die Bundesregierung wird unter diesen Umständen 
in Zusammenarbeit mit den Tarifpartnern und den 
Länderregierungen zu prüfen haben, ob und inwie- 
weit es möglich und zweckmäßig ist, die beiden er- 
wähnten deutschen Gesetze zu ändern und den Be- 
stimmungen des Übereinkommens anzupassen, da- 
mit dieses später ratifiziert werden kann. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter 
Berücksichtigung der Entwicklungsländer 


Empfehlung 135 

Die Allgemeine Konfrenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Interenationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

3. Juni 1970 zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu- 
sammengetreten ist, 

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen der Emp- 
fehlung betreffend Verfahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen, 1928, der Empfehlung betreffend die 
Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen 
(Landwirtschaft), 1951, und der Empfehlung betref- 
fend die Gleichheit des Entgelts, 1951, die wertvolle 
Richtlinien für die mit der Festsetzung von Mindest- 
löhnen betrauten Organe enthalten; 

ist der Ansicht, daß durch die Erfahrungen der 
letzten Jahre die Bedeutung einiger weiterer Erwä- 
gungen im Zusammenhang mit der Festsetzung von 
Mindestlöhnen unterstrichen wurde, einschließlich 
der Anahme von Kriterien, die die Mindestlohn- 
systeme sowohl zu einem wirksamen Instrument 
des sozialen Schutzes als auch zu einem Element der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungspolitik 
werden lassen; 

ist der Ansicht, daß durch die Festsetzung von 
Mindestlöhnen die Führung und Fortentwicklung 
freier Kollektivverhandlungen als Mittel zur Fest- 
setzung von Löhnen, die über den Mindestlöhnen 
liegen, in keiner Weise beeinträchtigt werden sollte; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend Verfahren zur Festsetzung von Min- 
destlöhnen und damit zusammenhängende Pro- 
bleme, unter besonderer Berücksichtigung der Ent- 
wicklungsländer, eine Frage, die den fünften Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1970, 
die folgende Empfehlung an, die als Empfehlung 
betreffend die Festsetzung von Mindestlöhnen, 1970, 
bezeichnet wird. 


I. Zweck der Festsetzung von Mindestlöhnen 

1. Die Festsetzung von Mindestlöhnen sollte eines 
der Elemente einer Politik bilden, die dazu bestimmt 
ist, die Armut zu überwinden und die Befriedigung 
der Bedürfnisse aller Arbeitnehmer und ihrer Fami- 
lienangehörigen sicherzustellen. 


2. Der grundlegende Zweck der Festsetzung von 
Mindestlöhnen sollte darin bestehen, den Lohn- 
empfängern den erforderlichen sozialen Schutz hin- 
sichtlich der mindestzulässigen Lohnhöhe zu gewäh- 
ren. 


II. Kriterien für die Bestimmung der Mindestlohn- 
höhe 

3. Bei der Bestimmung der Höhe der Mindest- 
löhne sollten u. a. folgende Kriterien berücksichtigt 

werden: 

a) die Bedürfnisse der Arbeitnehmer und ihrer Fa- 
milienangehörigen; 

b) die allgemeine Höhe der Löhne in dem betref- 
fenden Land; 

c) die Lebenshaltungskosten und ihre Veränderun- 
gen; 

d) die Leistungen der Sozialen Sicherheit; 

e) der vergleichbare Stand der Lebenshaltung an- 
derer sozialer Gruppen; 

f) wirtschaftliche Gegebenheiten, einschließlich der 
Erfordernisse der wirtschaftlichen Entwicklung, 
der Produktivität und des Interesses daran, 
einen hohen Beschäftigungsstand zu erreichen 
und aufrechtzuerhalten. 


IIL Geltungsbereich des Systems zur Festsetzung 
von Mindestlöhnen 

4. Die Zahl und die Gruppen der Lohnempfänger, 
die auf Grund von Artikel 1 des Übereinkommens 
über die Festsetzung von Mindestlöhnen, 1970, nicht 
erfaßt sind, sollten auf ein Mindestmaß beschränkt 
werden. 

5. (1) Das Mindestlohnsystem kann auf die auf 
Grund von Artikel 1 des Übereinkommens erfaßten 
Lohnempfänger angewendet werden, indem entwe- 
der ein einheitlicher, allgemein anwendbarer Min- 
destlohn oder eine Reihe von Mindestlöhnen für 
einzelne Gruppen von Arbeitnehmern festgesetzt 
wird. 

(2) Ein System, das auf einem einheitlichen 
Mindestlohn beruht, 

a) muß mit der Festsetzung unterschiedlicher Min- 
destlohnsätze für verschiedene Gebiete oder 
Zonen zur Berücksichtigung unterschiedlicher 
Lebenshaltungskosten nicht unvereinbar sein; 
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b) sollte die Wirkung früherer oder künftiger Ent- 
scheidungen, durch die für einzelne Arbeitneh- 
mergruppen über dem allgemeinen Mindestsatz 
liegende Mindestlöhne festgesetzt werden, nicht 
beeinträchtigen. 


IV. Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen 

6. Die in Artikel 4 des Übereinkommens vorge- 
sehenen Verfahren zur Festsetzung von Mindest- 
löhnen können verschiedene Formen annehmen; 
Mindestlöhne können z. B. festgesetzt werden durch: 

a) Gesetz; 

b) Entscheidungen der zuständigen Stelle, mit oder 
ohne ausdrückliche Bestimmung über die Berück- 
sichtigung von Empfehlungen anderer Stellen; 

c) Entscheidungen von Lohnkommissionen oder 
Lohnausschüssen; 

d) Arbeitsgerichte oder andere Gerichte für arbeits- 
rechtliche Streitigkeiten; oder 

e) Allgemeinverbindlicherklärung der Bestimmun- 
gen von Gesamtarbeitsverträgen. 

7. Die in Artikel 4 Absatz 2 des Übereinkommens 
vorgesehene Beratung sollte sich insbesondere auf 
die folgenden Angelegenheiten erstrecken: 

a) die Auswahl und Anwendung der Kriterien für 
die Bestimmung der Mindestlöhne; 

b) den festzusetzenden Mindestlohnsatz oder die 
festzusetzenden Mindestlohnsätze ; 

c) die von Zeit zu Zeit vorzunehmende Anpassung 
des Mindestlohnsatzes oder der Mindestlohn- 
sätze; 

d) bei der Durchführung der Mindestlohngesetzge- 
bung auf getretene Schwierigkeiten; 

e) die Sammlung von Unterlagen und die Durch- 
führung von Untersuchungen zur Unterrichtung 
der Stellen, die mit der Festsetzung der Mindest- 
löhne betraut sind. 

8. In Ländern, in denen Organe eingesetzt wur- 
den, die die zuständige Stelle in Mindestlohnfragen 
beraten oder denen die Regierung die Entschei- 
dungsbefugnis in solchen Fragen übertragen hat, 
sollten die Personen, die gemäß Artikel 4 Absatz 3 
des Übereinkommens an der Anwendung der Ver- 
fahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen zu be- 
teiligen sind, Mitglieder dieser Organe sein. 

9. Bei den Personen, die die allgemeinen Inter- 
essen des Landes vertreten und deren Beteiligung 
an der Anwendung der Verfahren zur Festsetzung 
von Mindestlöhnen in Artikel 4 Absatz 3 b) des 
Übereinkommens vorgesehen ist, sollte es sich um 
entsprechend befähigte unabhängige Personen han- 
deln; gegebenenfalls könnten dies Beamte sein, 
die für die Arbeitsbeziehungen, die Wirtschafts- und 
Sozialplanung oder die Gestaltung der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik zuständig sind. 

10. Soweit die innerstaatlichen Verhältnisse dies 
gestatten, sollten ausreichende Mittel für die Samm- 


lung statistischer und sonstiger Daten bereitgestellt 
werden, die für analytische Untersuchungen der 
bedeutsamen wirtschaftlichen Gegebenheiten, insbe- 
sondere der in Absatz 3 dieser Empfehlung erwähn- 
ten, und ihrer voraussichtlichen Entwicklung benö- 
tigt werden. 

V. Anpassung der Mindestlöhne 

11. Die Mindestlöhne sollten von Zeit zu Zeit an- 
gepaßt werden, um Veränderungen der Lebenshal- 
tungskosten und anderer wirtschaftlicher Verhält- 
nisse Rechnung zu tragen. 

12. Zu diesem Zweck könnte eine Überprüfung 
der Mindestlohnsätze in Beziehung zu den Lebens- 
haltungskosten und anderen wirtschaftlichen Gege- 
benheiten vorgenommen werden, und zwar entwe- 
der in regelmäßigen Zeitabständen oder jeweils 
dann, wenn eine solche Überprüfung im Lichte von 
Änderungen in einem Index der Lebenshaltungs- 
kosten als angebracht erscheint. 

13. (1) Zur Erleichterung der Durchführung von 
Absatz 11 dieser Empfehlung sollten in regelmäßi- 
gen Zeitabständen Untersuchungen über die wirt- 
schaftliche Lage des Landes, einschließlich der Ent- 
wicklungstendenzen des Einkommens je Einwohner, 
der Produktivität, der Beschäftigung, der Arbeits- 
losigkeit und der Unterbeschäftigung, durchgeführt 
werden, soweit die innerstaatlichen Mittel dies ge- 
statten. 

(2) Die Häufigkeit solcher Untersuchungen 
sollte im Lichte der innerstaatlichen Verhältnisse be- 
stimmt werden. 

VL Durchführung 

14. Die in Artikel 5 des Übereinkommens vorge- 
sehenen Maßnahmen zur Gewährleistung der wirk- 
samen Durchführung aller Bestimmungen betref- 
fend die Mindestlöhne sollten folgendes umfassen: 

a) Vorkehrungen für die Bekanntmachung der Min- 
destlohnbestimmungen in den Sprachen oder 
Dialekten, die die schutzbedürftigen Arbeitneh- 
mer verstehen, und nötigenfalls in einer den Be- 
dürfnissen von Analphabeten angepaßten Form; 

b) die Beschäftigung einer ausreichenden Zahl von 
Aufsichtsbeamten mit geeigneter Ausbildung, die 
mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendi- 
gen Befugnissen und Mitteln ausgestattet sind; 

c) angemessene Zwangsmaßnahmen bei Verletzung 
der Mindestlohnbestimmungen; 

d) die Vereinfachung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen und Verfahren sowie andere geeignete Mit- 
tel, um es den Arbeitnehmern zu ermöglichen, 
die ihnen auf Grund der Mindestlohnbestimmun- 
gen zustehenden Rechte wirksam auszuüben, ein- 
schließlich des Rechts, die Nachzahlung der ihnen 
noch zustehenden Beträge zu erwirken; 

e) die Mitwirkung der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände an den Bemühungen, die Ar- 
beitnehmer gegen Mißbräuche zu schützen; 

f) einen angemessenen Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Benachteiligung. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Empfehlung 135 


Die Empfehlung ist eine Ergänzung des Überein- 
kommens 131. In sechs kurzen Abschnitten werden 
in ihr der mit der Festsetzung von Mindestlöhnen 
verfolgte Zweck, dabei zu beachtende Kriterien, der 
anzustrebende Geltungsbereich der Mindestlöhne, 
d. h. die von ihnen zu erfassenden Arbeitnehmer, 
Verfahren zur Festsetzung der Mindestlöhne und 
deren Anpassung an veränderte Lebenshaltungs- 
kosten und andere wirtschaftliche Verhältnisse so- 
wie Modalitäten zur Durchführung der in Artikel 5 
des Übereinkommens vorgesehenen Überwachungs- 
maßnahmen beschrieben. Die in diesem letzten Ab- 
schnitt angeführten Beispiele wie „Vorkehrungen 
für die Bekanntmachung der Mindestlohnbestim- 
mungen in den Sprachen und Dialekten, die die 
Arbeitnehmer verstehen" oder gar in einer den „Be- 
dürfnissen von Analphabeten angepaßten Form", 


die Beschäftigung von Aufsichtsbeamten zur Über- 
wachung der Einhaltung der Lohnvorschriften, 
Zwangsmaßnahmen bei Verletzung der Mindest- 
lohnbestimmungen, Vereinfachung einschlägiger 
gesetzlicher Bestimmungen und Verfahren, Mit- 
wirkung der Sozialpartnerorganisationen „bei den 
Bemühungen, die Arbeitnehmer gegen Mißbräuche 
zu schützen" machen deutlich, daß, mehr noch als 
der in dem Übereinkommen, der in dieser Empfeh- 
lung geregelte soziale Lebensbereich auf andere 
Verhältnisse abgestellt als sie in Deutschland be- 
stehen. Anders für die sie betreffenden Staaten: Für 
diese gibt die Empfehlung wertvolle Richtlinien zur 
Ausgestaltung des wichtigsten Bereichs der Arbeits- 
bedingungen, die auf dem großen Erfahrungsschatz 
beruhen, über den die Internationale Arbeitsorgani- 
sation verfügt. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend Sonderprogramme für die Beschäftigung und 
Ausbildung Jugendlicher zu Entwicklungszwecken 


Empfehlung 136 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
3. Juni 1970 zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu- 
sammengetreten ist, 

erinnert an die Bestimmungen der bestehenden 
internationalen Arbeitsübereinkommen und Empfeh- 
lungen über die Ausbildung und Beschäftigung Ju- 
gendlicher, insbesondere an die Empfehlung betref- 
fend die Arbeitslosigkeit (Jugendliche), 1935, die 
Empfehlung betreffend die berufliche Ausbildung, 
1962, und das Übereinkommen und die Empfehlung 
über die Beschäftigungspolitik, 1964; 

ist der Ansicht, daß Sonderprogramme für die Be- 
schäftigung Jugendlicher und Ausbildungsprogram- 
me, die dazu bestimmt sind, Jugendlichen die zur 
Anpassung an den Rhythmus einer sich wandeln- 
den Gesellschaft und für ihre aktive Beteiligung an 
der Entwicklung ihres Landes notwendigen Fertig- 
keiten zu vermitteln, eine Methode zur Lösung der 
Probleme im Zusammenhang mit der Beschäftigung 
von Jugendlichen darstellen, welche die in den be- 
stehenden Urkunden behandelten Methoden ergänzt; 

stellt fest, daß die Probleme, die mit dieser Me- 
thode gelöst werden sollen, erst in den letzten 
Jahren in größerem Umfang in Erscheinung ge- 
treten sind; 

hält es für wichtig, eine Urkunde anzunehmen, in 
der die Ziele, Methoden und Garantien solcher Son- 
derprogramme in einer Weise festgelegt werden, 
daß sie mit den früher angenommenen internatio- 
nalen Arbeitsnormen, die sich auf die Dienst- 
bedingungen in solchen Programmen beziehen kön- 
nen, völlig im Einklang stehen, insbesondere mit 
denjenigen des Übereinkommens über Zwangs- 
arbeit, 1930, und des Übereinkommens über die Ab- 
schaffung der Zwangsarbeit, 1957; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend Sonderprogramme für die Beschäfti- 
gung und Ausbildung Jugendlicher zu Entwicklungs- 
zwecken, eine Frage, die den sechsten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1970, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend Sonderprogramme für Jugendliche, 1970, 
bezeichnet wird. 


I. Art der Sonderprogramme 

1. (1) Diese Empfehlung gilt für Sonderpro- 
gramme, die es Jugendlichen ermöglichen sollen, an 
Tätigkeiten zur wirtschaftlichen und sozialen Ent- 
wicklung ihres Landes teilzunehmen und eine Bil- 
dung, Fertigkeiten und Erfahrungen zu erwerben, 
die ihnen ihre spätere wirtschaftliche Tätigkeit auf 
dauernder Grundlage erleichtern und ihre Eingliede- 
rung in die Gesellschaft fördern. 

(2) Diese Programme werden im folgenden als 
„Sonderprogramme" bezeichnet. 

2. Als Sonderprogramme im Sinne dieser Emp- 
fehlung können gelten: 

a) Programme, die Bedürfnisse in bezug auf die 
Beschäftigung und Ausbildung Jugendlicher er- 
füllen, denen durch die bestehenden innerstaat- 
lichen Bildungs- oder Berufsausbildungspro- 
gramme oder durch die normalen Möglichkeiten 
des Arbeitsmarktes noch nicht entsprochen wird; 

b) Programme, die Jugendliche, insbesondere 
arbeitslose Jugendliche, mit einer Bildung oder 
fachlichen Befähigung, deren die Gemeinschaft 
für die Entwicklung, insbesondere auf wirtschaft- 
lichem und sozialem Gebiet sowie auf dem Ge- 
biet des Bildungs- oder des Gesundheitswesens, 
bedarf, in die Lage versetzen, ihre Befähigungen 
im Dienste der Gemeinschaft zu gebrauchen. 


11. Allgemeine Grundsätze 

3. (1) Die Sonderprogramme sollten im Rahmen 
der innerstaatlichen Entwicklungspläne organisiert 
werden, soweit solche bestehen, und insbesondere 
vollständig mit den Plänen und Programmen zur 
Erschließung der Arbeitskraftreserven und zur Er- 
reichung der produktiven Vollbeschäftigung sowie 
mit den ordentlichen Bildungs- und Ausbildungs- 
programmen für Jugendliche koordiniert werden. 

(2) Die Sonderprogramme sollten einen vor- 
übergehenden Charakter zur Befriedigung unmittel- 
barer und dringender wirtschaftlicher und sozialer 
Bedürfnisse haben. Sie sollten sich nicht mit anderen 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik oder mit der Ent- 
wicklung ordentlicher Bildungs- oder Berufsausbil- 
dungsprogramme überschneiden oder diese beein- 
trächtigen und nicht als Ersatz für solche Maßnah- 
men und für die ordentlichen Programme betrachtet 
werden. 
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(3) Die Sonderprogramme sollten nicht so 
durchgeführt werden, daß dadurch die Arbeitsnor- 
men herabgesetzt werden könnten; auch sollten die 
Dienstleistungen der Teilnehmer nicht zum Nutzen 
privater Personen oder Unternehmen verwendet 
werden. 

(4) Die Sonderprogramme sollten den Teil- 
nehmern erforderlichenfalls wenigstens ein Mindest- 
maß an Bildung vermitteln. 

4. Zu den wesentlichen Elementen jedes Sonder- 
programms sollten die Wahrung der menschlichen 
Würde, die Entfaltung der Persönlichkeit und die 
Entwicklung des persönlichen und sozialen Verant- 
wortungsbewußtseins gehören. 

5. Die Sonderprogramme sollten ohne Diskrimi- 
nierung auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, des 
Geschlechts, des Glaubensbekenntnisses, der politi- 
schen Meinung, der nationalen Abstammung oder 
der sozialen Herkunft durchgeführt werden; sie soll- 
ten zur Förderung der Gleichheit der Gelegenheit 
und der Gleichbehandlung verwendet werden. 

6. Die Ziele und Zwecke jedes Sonderprogramms 
und die Teilnehmerkategorien sollten von der zu- 
ständigen Stelle klar bestimmt und im Lichte der 
Erfahrung in regelmäßigen Zeitabständen überprüft 
werden. 

7. (1) Die Teilnahme an den Sonderprogrammen 
sollte freiwillig sein; Ausnahmen können nur durch 
gesetzgeberische Maßnahmen und nur dann zu- 
gelassen werden, wenn die Bestimmungen der be- 
stehenden internationalen Arbeitsübereinkommen 
über die Zwangsarbeit und die Beschäftigungspolitik 
voll eingehalten werden. 

(2) Zu den Programmen, bei denen solche Aus- 
nahmen zugelassen werden können, könnten die 
folgenden gehören: 

a) Bildungs- und Ausbildungsprogramme, bei denen 
eine pflichtmäßige Teilnahme arbeitsloser Ju- 
gendlicher während einer bestimmten Zeitspanne 
nach Überschreiten des normalen Schulentlas- 
sungsalters vorgesehen ist; 

b) Programme für Jugendliche, die sich für eine be- 
stimmte Zeit zu einer Dienstleistung verpflichtet 
haben, als Vorbedingung dafür, daß sie eine Bil- 
dung oder fachliche Befähigung erwerben kön- 
nen, die für die Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Entwicklung von besonderem Wert sind. 

(3) Werden solche Ausnahmen zugelassen, so 
sollte den Teilnehmern in größtmöglichem Maße die 
freie Wahl zwischen verschiedenen verfügbaren 
Arten der Betätigung und verschiedenen Landes- 
teilen gelassen werden, und ihre Befähigungen und 
Eignungen sollten bei der Zuweisung ihrer Auf- 
gaben entsprechend berücksichtigt werden. 

8. Die Dienstbedingungen der Teilnehmer an den 
Sonderprogrammen sollten von der zuständigen 
Stelle klar festgelegt werden; sie sollten mit den 
Rechtsvorschriften über das Mindestalter für die 


Zulassung zur Beschäftigung übereinstimmen und 
mit den anderen Rechtsvorschriften im Einklang 
stehen, die für die ordentliche Ausbildung oder die 
normale Beschäftigung von Jugendlichen gelten. 

9. Die Teilnehmer sollten weiterhin die Möglich- 
keit haben, Jugend- oder Gewerkschaftsverbänden 
ihrer Wahl anzugehören und an deren Tätigkeiten 
teilzunehmen. 

10. Es sollten formelle Verfahren bestehen, die es 
den Teilnehmern ermöglichen, gegen die ihre An- 
werbung, ihre Aufnahme oder die Dienstbedingun- 
gen betreffenden Entscheidungen Einspruch zu er- 
heben, sowie vereinfachte Verfahren zur Behand- 
lung geringfügiger Beschwerden. 


in. Programme, die Bedürfnisse in bezug auf die 
Beschäftigung und Ausbildung Jugendlicher er- 
füllen, denen durch die bestehenden innerstaatlichen 
Bildungs- oder Berufsausbildungsprogramme oder 
durch die normalen Möglichkeiten des Arbeits- 
marktes noch nicht entsprochen wird 

A. Zwecke 

11. Je nach den innerstaatlichen Erfordernissen 
und Umständen sollten Sonderprogramme, für die 
dieser Abschnitt der Empfehlung gilt, einem oder 
mehreren der folgenden besonderen Zwecke dienen: 

a) Jugendlichen, die in bezug auf Bildung oder in 
anderer Hinsicht benachteiligt sind, eine Bil- 
dung, Fertigkeiten und Arbeitsgewohnheiten zu 
vermitteln, die für eine nützliche und bezahlte 
wirtschaftliche Tätigkeit und für ihre Eingliede- 
rung in die Gesellschaft notwendig sind; 

b) die Jugendlichen an der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung des Landes, einschließlich 
der Entwicklung der Landwirtschaft und der länd- 
lichen Gebiete, teilnehmen zu lassen; 

c) Jugendlichen, die sonst arbeitslos wären, eine 
nützliche Beschäftigung im Zusammenhang mit 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
zu verschaffen. 

B. Teilnahme 

12, Bei der Auswahl von Jugendlichen für die 
Teilnahme an Sonderprogrammen sollte folgendes 
berücksichtigt werden: 

a) das Alter, die Bildung, die Ausbildung und ge- 
gebenenfalls die Arbeitserfahrung der Anwärter; 
je nach der Art des Programms sollte dabei Rück- 
sicht genommen werden auf das Ziel, benach- 
teiligten Jugendlichen vermehrte Gelegenheiten 
zu bieten, sowie auf ihre Fähigkeit, aus dem 
Programm Nutzen zu ziehen und einen Beitrag 
zu seiner Durchführung zu leisten; 

b) ihre geistige und körperliche Eignung für die 
Aufgaben, die sie während und nach ihrer Teil- 
nahme an dem Programm zu erfüllen haben; 

c) das Ausmaß, in dem die im Rahmen des Pro- 
gramms zu erwerbende Erfahrung voraussichtlich 
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die zukünftigen Gelegenheiten der betreffenden 
Jugendlichen vermehren und sie befähigen wird, 
zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
beizutragen, 

13. Die zuständige Stelle sollte Altersgrenzen für 
die Teilnahme festsetzen, die der im Rahmen ver- 
schiedener Arten von Sonderprogrammen vermittel- 
ten Ausbildung und der auszuführenden Arbeit ent- 
sprechen. Diese Altersgrenzen sollten die inter- 
nationalen Arbeitsnormen betreffend das Mindest- 
alter für die Zulassung zur Beschäftigung berück- 
sichtigen. 

14. Die Sonderprogramme sollten einer möglichst 
großen Anzahl von Jugendlichen die Aufnahme 
einer normalen wirtschaftlichen Tätigkeit oder den 
Übergang zu ordentlichen Bildungs- oder Berufs- 
ausbildungsprogrammen ermöglichen^ die Teil- 
nahmedauer sollte dementsprechend begrenzt sein. 

15. In jedem Sonderprogramm sollte durch ge- 
eignete Maßnahmen dafür gesorgt werden, daß 
jeder Teilnehmer vor seiner Aufnahme alle Dienst- 
bedingungen (einschließlich etwaiger Verhaltens- 
regeln), die im Rahmen des Programms auszuführen- 
den Arbeiten, die erforderliche Ausbildung und 
seine Rechte während und bei Beendigung seiner 
Dienstzeit vollkommen versteht. 

C. Inhalt der Sonderprogramme 

16. Der Inhalt der Sonderprogramme sollte dem 
Alter, dem Geschlecht, dem Bildungs- und Ausbil- 
dungsgrad und den Fähigkeiten der Teilnehmer 
angepaßt sein und kann demnach, auch innerhalb 
eines Programms, unterschiedlich sein. 

17. Alle Sonderprogramme sollten eine kurze 
Einführungszeit zu dem Zweck umfassen, 

a) die Teilnehmer in Fragen zu unterrichten, die für 
alle von Interesse sind, wie insbesondere die 
allgemeinen Regeln der Sicherheit und Hygiene 
und die Einzelheiten der für die Tätigkeiten im 
Rahmen des Programms geltenden Vorschriften; 

b) die Teilnehmer mit den Lebens- und Arbeits- 
bedingungen im Rahmen des Programms ver- 
traut zu machen und ihr Interesse anzuregen; 

c) die Eignungen der Teilnehmer festzustellen, um 
sie bei derjenigen Tätigkeit einzusetzen, die die- 
sen Eignungen am besten entspricht. 

18. Den an den Sonderprogrammen teilnehmen- 
den Personen sollte ein ergänzender Unterricht er- 
teilt werden, u. a. über staatsbürgerliche, wirtschaft- 
liche und soziale Fragen, der auf ihre Bedürfnisse 
sowie die Bedürfnisse und Wunschziele ihres Landes 
bezogen ist; ferner sollten sie über die Rolle und 
Funktionen der auf der Grundlage der Freiwillig- 
keit errichteten Organisationen zur Vertretung der 
Interessen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
unterrichtet werden. 

19. Die Sonderprogramme, die ausschließlich oder 
teilweise dazu bestimmt sind, Jugendlichen mit be- 


grenzten Gelegenheiten die für eine nützliche wirt- 
schaftliche Tätigkeit notwendigen Fertigkeiten zu 
vermitteln, sollten 

a) vor allem darauf abzielen, die Teilnehmer für 
Berufe vorzubereiten, in denen sie voraussicht- 
lich Möglichkeiten für eine nützliche Tätigkeit 
finden werden, dabei aber ihren Wünschen be- 
züglich ihrer Berufswahl soweit als möglich Rech- 
nung tragen; 

b) den Teilnehmern eine gute praktische Grund- 
ausbildung und die entsprechenden theoretischen 
Kenntnisse vermitteln; 

c) die Rolle berücksichtigen, die die Teilnehmer ge- 
gebenenfalls spielen könnten, indem sie einen 
anregenden Einfluß auf andere Personen aus- 
üben, und ihnen die für eine solche Rolle er- 
forderlichen Befähigungen vermitteln; 

d) folgendes erleichtern und nach Möglichkeit ge- 
währleisten: 

i) den Übergang zu den ordentlichen Bildungs- 
oder Berufsausbildungsprogrammen oder zu 
anderen Sonderprogrammen für weitere Bil- 
dung und Ausbildung, insbesondere für jene 
Teilnehmer, die besondere Begabung zeigen; 

ii) den Übergang zu einer normalen wirtschaft- 
lichen Tätigkeit, insbesondere durch Maß- 
nahmen, die gewährleisten sollen, daß die 
von den Teilnehmern erworbenen Befähi- 
gungen bei dieser Tätigkeit anerkannt 
werden. 

20. Die Sonderprogramme, die ausschließlich oder 
teilweise dazu bestimmt sind, Jugendliche an Vor- 
haben der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
teilnehmen zu lassen, sollten 

a) den Teilnehmern eine Ausbildung vermitteln, die 
ihnen zumindest die für die auszuübende Arbeit 
erforderliche Befähigung verleiht, sowie eine 
Ausbildung in bezug auf die einschlägigen Maß- 
nahmen der Hygiene und Sicherheit; 

b) auf die Entwicklung guter Arbeitsgewohnheiten 
abzielen; 

c) die Teilnehmer soweit wie möglich bei Tätig- 
keiten beschäftigen, für die sie sich als geeignet 
erweisen und für die sie einige Befähigungen 
besitzen. 

21. Als Kriterien für die Auswahl von Arbeits- 
vorhaben im Rahmen der in Absatz 20 erwähnten 
Sonderprogramme sollten u. a. gelten: 

a) der Beitrag, den sie zur Ausweitung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit des Landes oder Gebietes 
und insbesondere der zukünftigen Gelegenheiten 
der Teilnehmer leisten könnten; 

b) der Wert der Ausbildung, insbesondere mit Rück- 
sicht auf die Berufe, in denen die Teilnehmer 
später voraussichtlich Gelegenheiten für eine 
nützliche Tätigkeit finden werden; 

c) ihr Wert als Investition für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung und die Wirtschaftlichkeit 
der Vorhaben, insbesondere das Verhältnis zwi- 
schen Kostenaufwand und Ergebnissen; 
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d) die Notwendigkeit besonderer Aktionsmittel, 
was insbesondere bedeutet, daß die Arbeit der 
Teilnehmer für diejenige der normal beschäftig- 
ten Arbeitskräfte kein unlauterer Wettbewerb 
ist. 

D. Dienstbedingungen 

22. Die Dienstbedingungen sollten mindestens 
den folgenden Normen entsprechen: 

a) die Dauer der Dienstzeit sollte normalerweise 
zwei Jahre nicht übersteigen; 

b) bestimmte Gründe, z. B. solche medizinischer 
Natur oder persönliche oder im Familienkreis 
auftretende Schwierigkeiten, sollten als aus- 
reichende Gründe für das Ausscheiden eines Teil- 
nehmers vor Ablauf der normalen Dienstzeit an- 
erkannt werden; 

c) die Zahl der täglich und wöchentlich für die 
Arbeit und die Ausbildung aufgewendeten Stun- 
den sollte so begrenzt werden, daß den Teil- 
nehmern genügend Zeit für Bildungszwecke und 
zum Ausruhen sowie für Freizeitbetätigung 
bleibt; 

d) neben angemessener Unterkunft, Verpflegung 
und Kleidung je nach der Art des betreffenden 
Sonderprogramms sollten die Teilnehmer ein 
Barentgelt erhalten; ferner sollte ihnen die Mög- 
lichkeit und ein Anreiz zum Sparen geboten 
werden; 

e) beträgt die Dauer der Dienstzeit in einem Son- 
derprogramm ein Jahr oder mehr, so sollte den 
Teilnehmern ein Jahresurlaub gewährt werden, 
wenn möglich mit kostenloser Heim- und Rück- 
reise; 

f) die Teilnehmer sollten soweit wie möglich durch 
die Bestimmungen der Sozialen Sicherheit erfaßt 
sein, die für in normalen Arbeitsverhältnissen 
stehende Personen gelten; auf jeden Fall sollten 
Vorkehrungen für eine unentgeltliche ärztliche 
Betreuung der Teilnehmer und für eine Entschä- 
digung bei Invalidität oder Tod infolge von 
Unfall oder Krankheit während der Teilnahme 
an dem Sonderprogramm getroffen werden. 

E. Auswahl und Ausbildung des Stammpersonals 

23. Innerhalb jedes Sonderprogramms sollte da- 
für gesorgt werden, daß die Teilnehmer von aus- 
gebildetem Stammpersonal beaufsichtigt werden, 
dem fachliche und pädagogische Beratung zur Ver- 
fügung steht. 

24. (1) Bei der Auswahl der Mitglieder des 
Stammpersonals sollte nicht nur besonderer Wert 
darauf gelegt werden, daß sie hinreichende Befähi- 
gungen und Erfahrung in der auszuführenden 
Arbeit, sondern auch Verständnis für die Belange 
der Jugend, Führungseigenschaften und Anpas- 
sungsfähigkeit besitzen. Zumindest einige Mitglie- 
der des Stammpersonals sollten Erfahrung in einer 
normalen Beschäftigung außerhalb von Sonder- 
programmen erworben haben. 


(2) Alle verfügbaren Möglichkeiten für die 
Anwerbung des Stammpersonals sollten in Betracht 
gezogen werden, einschließlich der Möglichkeit, jene 
Teilnehmer, die Führungseigenschaften bewiesen 
haben, dazu anzuspornen, sich selbst für den Über- 
tritt ins Stammpersonal vorzubereiten. 

25. Die Ausbildung der Führungskräfte und an- 
derer Fachkräfte sollte zusätzlich zum Unterricht in 
den jeweils erforderlichen beruflichen Spezialkennt- 
nissen mindestens folgendes umfassen: 

a) Ausbildung in Lehrmethoden mit besonderer 
Berücksichtigung der bei der Ausbildung von 
Jugendlichen zur Anwendung gelangenden 
Methoden; 

b) grundlegenden Unterricht auf dem Gebiet der 
menschlichen Beziehungen, besonders unter Be- 
rücksichtigung der Motivation und der Einstel- 
lung zur Arbeit; 

c) Ausbildung in der Organisation der Arbeit, ein- 
schließlich der Zuweisung von Arbeitsaufgaben 
entsprechend den Fähigkeiten und dem Ausbil- 
dungsgrad der Teilnehmer. 

26. Die Ausbildung des Verwaltungspersonals 
sollte zusätzlich zum Unterricht in den jeweils er- 
forderlichen beruflichen Spezialkenntnissen minde- 
stens folgendes umfassen: 

a) Unterricht, der den beteiligten Personen das Ver- 
ständnis für die Ziele des Sonderprogramms und 
die Kenntnis der einschlägigen Arbeits- und 
Jugendschutzgesetzgebung sowie der für das 
Programm im einzelnen geltenden Vorschriften 
vermitteln soll; 

b) Unterricht, der eine ausreichende Kenntnis der 
technischen Gesichtspunkte der im Rahmen des 
Programms durchgeführten Arbeiten vermitteln 
soll; 

c) Unterricht in Fragen der menschlichen Beziehun- 
gen, der geeignet ist, die Herstellung guter Be- 
ziehungen mit den Führungskräften und anderen 
Fachkräften und den Teilnehmern zu erleich- 
tern. 

F. Unterstützung der Teilnehmer 

im Hinblick auf ihr zukünftiges Berufsleben 

27. Während ihrer Dienstleistung im Rahmen 
eines Sonderprogramms sollten den Teilnehmern 
Auskünfte und Ratschläge erteilt werden, um ihnen 
die Entscheidung über ihr zukünftiges Berufsleben 
zu erleichtern. 

28. Den Teilnehmern, die besondere Begabung 
zeigen, sollte in jeder geeigneten Weise geholfen 
werden, nach Beendigung ihrer Dienstzeit ihre Bil- 
dung und Ausbildung außerhalb des Sonderpro- 
gramms fortzusetzen. 

29. Es sollten unverzüglich besondere Bemühun- 
gen unternommen werden, um die Teilnehmer nach 
Beendigung ihrer Dienstzeit rasch in eine normale 
wirtschaftliche Tätigkeit einzugliedern; dies sollte 
zusätzlich zu den normalen Bemühungen der Ar- 
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beitsmarktverwaltung und aller anderen geeigneten 
Stellen geschehen. 

30. Die Entlassung von Teilnehmern aus dem 
Dienst sollte nach Möglichkeit zeitlich und zahlen- 
mäßig auf die Fähigkeit der Wirtschaft abgestimmt 
werden, neuen Arbeitskräften Erwerbsmöglichkei- 
ten zu bieten. In außerordentlichen Programmen, 
die eine pflichtmäßige Teilnahme vorsehen, sollte 
jedoch das Recht des einzelnen, nach der ursprüng- 
lich festgesetzten Dienstzeit aus dem Programm 
auszuscheiden, gewährleistet werden. 

31. Die Unterstützung, die den ehemaligen Teil- 
nehmern, die für eigene Rechnung oder als Mit- 
glieder einer Gruppe eine Tätigkeit aufnehmen, 
möglichst durch schon bestehende Einrichtungen ge- 
währt werden sollte, könnte folgendes umfassen: 

a) die Erleichterung des Zugangs zu Kredit- und 
Sparinstituten und Vermarktungseinrichtungen; 

b) die Aufrechterhaltung des Kontaktes, um ihnen 
jede Förderung und die notwendigen fachlichen 
Ratschläge in Fragen der Betriebsführung zuteil 
werden zu lassen; 

c) in bezug auf Genossenschaften eine finanzielle 
Hilfe und Verwaltungshilfe, wie sie in der Emp- 
fehlung betreffend die Genossenschaften (Ent- 
wicklungsländer), 1966, vorgesehen ist. 

32. Nach Maßgabe der vorhandenen Mittel sollten 
die Teilnehmer nach zufriedenstellendem Abschluß 
ihrer Dienstzeit entweder eine Barzahlung oder eine 
Sachleistung, z. B. einen Satz Werkzeuge, zur Er- 
leichterung der Aufnahme einer normalen wirt- 
schaftlichen Tätigkeit erhalten. 


IV. Programme, die Jugendliche mit einer Bildung 
oder fachlichen Befähigungen, deren die Gemeinschaft 
für die Entwicklung bedarf, in die Lage versetzen, 
diese Befähigungen im Dienste der Gemeinschaft zu 
gebrauchen 

33. Die Sonderprogramme, für die dieser Ab- 
schnitt der Empfehlung gilt, sollten das Interesse der 
Jugendlichen an der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung ihres Landes anregen und das Bewußt- 
sein der Verantwortung gegenüber der Gemein- 
schaft entwickeln. 

34. Die Teilnehmer sollten in Tätigkeitsbereichen 
eingesetzt werden, für die sie besonders befähigt 
sind, oder in eng benachbarten Bereichen. 

35. Nötigenfalls sollten die Befähigungen der 
Teilnehmer durch eine Ausbildung in den Fertigkei- 
ten und Methoden vervollständigt werden, die sie 
zur Ausführung der ihnen gestellten Aufgaben be- 
nötigen. 

36. Es sollte dafür gesorgt werden, daß die Teil- 
nehmer eine fachkundige Beratung betreffend die 
bei der Ausführung ihrer Aufgaben auftretenden 
Probleime leicht erlangen können. 


37. Die Dienstbedingungen sollten zumindest den 
folgenden Normen entsprechen: 

a) die Dauer der Dienstzeit sollte normalerweise 
zwei Jahre nicht übersteigen; 

b) bestimmte Gründe, z. B. solche medizinischer 
Natur oder persönliche oder im Familienkreis 
auftretende Schwierigkeiten, sollten als aus- 
reichende Gründe für das Ausscheiden eines 
Teilnehmers vor Ablauf der normalen Dienst- 
zeit anerkannt werden; 

c) die Arbeits- und Ausbildungszeitpläne sollten 
das Bedürfnis der Teilnehmer nach Erholung 
und Freizeit berücksichtigen; 

d) neben angemessener Unterkunft und Verpfle- 
gung je nach der Art des betreffenden Sonder- 
programms sollten die Teilnehmer ein entspre- 
chendes Entgelt erhalten; 

e) beträgt die Dauer der Dienstzeit in einem Son- 
derprogramm ein Jahr oder mehr, so sollte den 
Teilnehmern ein Jahresurlaub gewährt werden, 
wenn möglich mit kostenloser Heim- und Rück- 
reise; 

f) die Teilnehmer sollten durch die jeweils geeig- 
neten Bestimmungen der Sozialen Sicherheit 
erfaßt sein, die für in normalen Arbeitsverhält- 
nissen stehende Personen gelten; auf jeden Fall 
sollten Vorkehrungen für eine unentgeltliche 
ärztliche Betreuung der Teilnehmer und für eine 
Entschädigung bei Invalidität oder Tod infolge 
von Unfall oder Krankheit während der Teil- 
nahme an dem Sonderprogramm getroffen wer- 
den. 

38. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um 
den Übergang der Teilnehmer nach Abschluß ihrer 
Dienstzeit zu einer normalen Beschäftigung in ihrem 
Beruf zu erleichtern. 


V. Verwaltungsfragen 

39. Die Leitung und Koordinierung der Sonder- 
programme auf gesamtstaatlicher Ebene sollte über 
eine oder mehrere geeignete Stellen erfolgen, die 
von der zuständigen Stelle errichtet werden. 

40. Diese Stellen sollten soweit wie möglich ne- 
ben den von der Regierung ernannten Mitgliedern 
auch Vertreter von Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- 
und Jugendverbänden umfassen, um deren aktive 
Beteiligung an der Planung, Durchführung, Koordi- 
nierung, Beaufsichtigung und Bewertung der Son- 
derprogramme zu gewährleisten. 

41. Bei der Ausführung ihrer Aufgaben sollten die 
Stellen erforderlichenfalls freiwillige Organisatio- 
nen sowie Dienststellen anhören, die für Sach- 
gebiete wie Arbeit, Bildungswesen, Wirtschaftsfra- 
gen, Landwirtschaft, Industrie und soziale Ange- 
legenheiten zuständig sind. 

42. Die Stellen sollten mit den Dienststellen, die 
für die ordentlichen Bildungs- und Ausbildungs- 
programme verantwortlich sind, ständig in Fühlung 
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bleiben, um eine Koordinierung im Hinblick auf die 
allmähliche Abschaffung der Sonderprogramme, die 
so rasch wie möglich erfolgen sollte, zu gewähr- 
leisten. 

43. Die aktive Beteiligung örtlicher Stellen sollte 
bei der Auswahl und Durchführung von Vorhaben 
im Rahmen der Sonderprogramme angestrebt wer- 
den. 

44. Bei der Aufstellung von Sonderprogrammen 
sollte sich die zuständige Stelle um die Bereitstel- 
lung ausreichender finanzieller und materieller Mit- 
tel sowie des erforderlichen sachkundigen Perso- 
nals bemühen, um ihre vollständige Durchführung 
zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang sollte 
besonders darauf geachtet werden, auf welche 
Weise sich die Programme eigene Einkommens- 
quellen schaffen könnten. Von den Teilnehmern 
oder ihren Familienangehörigen sollte kein finan- 
zieller Beitrag verlangt werden. 

45. Es sollte Vorsorge für eine regelmäßige Auf- 
sicht über die Sonderprogramme und für deren 
Rechnungsprüfung getroffen werden. 


46. Die Organisation auf örtlicher Ebene sollte so 
beschaffen sein, daß die Teilnehmer nach und nach 
zur Beteiligung an der Verwaltung ihres eigenen 
Programms ausgebildet und angespornt werden. 


VL Internationale Zusammenarbeit 

47. Im Falle von Sonderprogrammen, bei denen 
Jugendliche aus einem Land an Tätigkeiten zur Ent- 
wicklung eines anderen Landes teilnehmen, sollten 
die zuständigen Stellen und sonstigen beteiligten 
Organe die entsprechenden Bestimmungen dieser 
Empfehlung soweit wie möglich in Fragen innerhalb 
ihres Zuständigkeitsbereiches anwenden und mit- 
einander Zusammenarbeiten, um die Anwendung 
dieser Bestimmungen auf Sachgebieten zu gewähr- 
leisten, die gemeinsame Maßnahmen erfordern, so- 
wie um Schwierigkeiten zu beseitigen, die im Zu- 
sammenhang mit dieser Anwendung auftreten könn- 
ten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 136 


Die Empfehlung will dazu beitragen, Jugendlichen 
die zur Anpassung an den Rhythmus einer sich wan- 
delnden Gesellschaft und für ihre Beteiligung an der 
Entwicklung ihres Landes notwendigen Fähigkeiten 
zu vermitteln. Dies soll durch besondere Beschäf- 
tigungs- und Ausbildungsprogramme geschehen. 
Wenngleich sich die Empfehlung nicht nur auf Ent- 
wicklungsländer bezieht, so hat sie für die Bundes- 
republik doch keine unmittelbare Bedeutung, da es 
in Deutschland die in ihr vorgesehenen Sonderpro- 
gramme mangels eines Bedürfnisses nicht gibt. 
Gleichwohl ist die Empfehlung für die Bundesrepu- 
blik nicht ohne Belang, da deutsche Stellen in Ent- 
wicklungsländern an Sonderprogrammen der in ihr 
beschriebenen Art mitgewirkt haben. 

Die Internationale Arbeitsorganisation hat sich in 
den vergangenen Jahren intensiv mit den Proble- 
men befaßt, die sich aus dem in vielen Entwicklungs- 
ländern vorhandenen hohen Geburtenüberschuß und 
der durch ihn mitbedingten beträchtlichen Arbeits- 
losigkeit einerseits sowie der für diese Länder typi- 
schen Kapitalknappheit und dem verbreiteten Man- 
gel an finanziellen Mittel für Investitionen, um 
Arbeitsplätze zu schaffen, andererseits ergeben, und 
auch Forschungen auf diesem Gebiet unternommen. 
Die Empfehlung ist ein Niederschlag der dabei ge- 
wonnenen Erkenntnisse, um diese in den letzten 
Jahren immer brennender gewordenen Probleme zu 
lösen. In ihr werden den Entwicklungsländern Richt- 
linien an die Hand gegeben, die ihnen bei der Aus- 
arbeitung von Sonderprogrammen helfen sollen, um 
Jugendliche an der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung ihres Landes teilnehmen zu lassen und 
ihnen Bildung, Fertigkeiten und Erfahrungen zu ver- 
mitteln, die ihre spätere Eingliederung in die Gesell- 
schaft erleichtern. Die Teilnahme an diesen Sonder- 


programmen soll dabei grundsätzlich freiwillig, Aus- 
nahmen nur durch Gesetz und auch nur insoweit zu- 
lässig sein, als dabei die Vorschriften in den grund- 
legenden Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Zwangsarbeit von 1930 
und deren Abschaffung von 1957 nicht verletzt wer- 
den. 

Die Bundesregierung hat bereits während der ersten 
Entwicklungsdekade die Bedeutung erkannt, die die 
Ausbildung und Beschäftigung der Jugendlichen für 
die Entwicklungsländer haben, und sie hat entspre- 
chende Maßnahmen unterstützt oder durchgeführt. 
In der zweiten Entwicklungsdekade wird dieser 
Bereich einen Schwerpunkt der deutschen Entwick- 
lungspolitik bilden, der auf folgende Weise berück- 
sichtigt werden soll: 

— Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unter- 
beschäftigung durch Förderung von Jugend- 
und Freiwilligendiensten und arbeitsintensiver 
Landwirtschafts-, Infrastruktur- und Industrie- 
vorhaben; 

— Schaffung von Arbeits- und umweltorientierten 
Bildungssystemen durch Förderung von Berufs- 
bildungsorganisationen sowie unmittelbar an- 
wendbarer und ausbaufähiger Grunderziehung; 

— Strukturverbesserung in ländlichen Regionen 
durch Förderung einer leistungsfähigen Infra- 
struktur mit gewerblichen Arbeitsplätzen außer- 
halb der Ballungszentren. 

Die Bundesregierung begrüßt daher die in der Emp- 
fehlung angesprochenen Ziele und die zu ihrer Ver- 
wirklichung vorgeschlagenen Maßnahmen. Sie wird 
sie im Rahmen ihrer eigenen entwicklungspoliti- 
schen Konzeption nach Kräften unterstützen. 
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